
oder dieser staatlichen Einrichtung nicht abgehol­
fen, hat er sie innerhalb einer Woche dem Leiter des 
übergeordneten staatlichen Organs oder der überge­
ordneten staatlichen Einrichtung zur Entscheidung 
vorzulegen.
(3) Über die Beschwerde soll innerhalb eines Mo­
nats nach ihrem Eingang entschieden werden. §5 
Abs.3 Satz3 gilt entsprechend. Die Entscheidung 
über die Beschwerde ist endgültig.

§ 7
Mitwirkung der Staatlichen Versicherung
(1) Die Staatliche Versicherung der Deutschen De­
mokratischen Republik ist verpflichtet, die zuständi­
gen staatlichen Organe und staatlichen Einrichtun­
gen auf deren Verlangen bei der Durchführung des 
Verfahrens zu beraten.
(2) Die Staatliche Versicherung der Deutschen De­
mokratischen Republik nimmt die Rechte und 
Pflichten des zuständigen staatlichen Organs oder 
der zuständigen staatlichen Einrichtung wahr, wenn 
dies für den jeweiligen Bereich oder für bestimmte 
Aufgabengebiete im Einvernehmen mit dem Mini­
ster der Finanzen festgelegt ist.

§ 8
Leistung des Schadensersatzes
Der Schadensersatz ist aus den Haushaltsmitteln 
oder den finanziellen Fonds des staatlichen Organs 
oder der staatlichen Einrichtung zu leisten, deren 
Mitarbeiter oder Beauftragte den Schaden rechts­
widrig verursacht haben.

Dritter Abschnitt 
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§9
Materielle Verantwortlichkeit der Mitarbeiter 
und Beauftragten staatlicher Organe 
und staatlicher Einrichtungen
(1) Für den Ersatzanspruch der staatlichen Organe 
und staatlichen Einrichtungen gegen Mitarbeiter we­
gen der von ihnen rechtswidrig und schuldhaft verur­
sachten Schäden gelten die Rechtsvorschriften über 
die arbeitsrechtliche materielle Verantwortlichkeit. 
Für Angehörige der bewaffneten Organe gelten die 
für diese bestehenden Rechtsvorschriften über die 
materielle Verantwortlichkeit.
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Anmerkung: Vgl. hierzu AGB §§252ff.; [1.] VO 
vom 5.10.1978 über die materielle Verantwortlich­
keit der Angehörigen der bewaffneten Organe der 
DDR - WiedergutmachungsVO (WGVO) - (GBl. 1 
Nr. 35 S. 382) i.d.F. der 2. VO vom 27.12.1984 
(GBl. I 1985 Nr. 2 S. 1.0).

(2) Beauftragte staatlicher Organe oder staatlicher 
Einrichtungen können im Falle rechtswidriger und 
vorsätzlicher Schadensverursachung in entsprechen­
der Anwendung der Rechtsvorschriften über die ar­
beitsrechtliche materielle Verantwortlichkeit in An­
spruch genommen werden.

§10
Geltungsbereich
(1) Dieses Gesetz gilt für Bürger der Deutschen De­
mokratischen Republik, die ihren Wohnsitz in der 
Deutschen Demokratischen Republik haben. Aus­
nahmsweise kann unter Berücksichtigung der Um­
stände des Einzelfalles Schadensersatz auch dann ge­
leistet werden, wenn Bürger der Deutschen Demo­
kratischen Republik ihren Wohnsitz nicht in der 
Deutschen Demokratischen Republik haben. Die 
Entscheidung darüber trifft der Leiter des zuständi­
gen zentralen staatlichen Organs.
(2) Ein Schadensersatzanspruch steht auch Perso­
nen zu, die nicht Bürger der Deutschen Demokrati­
schen Republik sind, wenn sie ihren ständigen 
Wohnsitz in der Deutschen Demokratischen Repu­
blik haben.
(3) Gegenüber anderen Personen, die nicht Bürger 
der Deutschen Demokratischen Republik sind, tritt 
eine Haftung ein, wenn die Gegenseitigkeit gewähr­
leistet ist. Ausnahmsweise kann unter Berücksichti­
gung der Umstände des Einzelfalles Schadensersatz 
auch dann geleistet werden, wenn die Gegenseitig­
keit nicht gewährleistet ist. Die Entscheidung dar­
über trifft der Leiter des zuständigen staatlichen Or­
gans.

§ 11
Durchführungsverordnungen
Durchführungsverordnungen zu diesem Gesetz er­
läßt der Ministerrat.

§ 12
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft.
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